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Die rechtliche Begleitung des 
Optimierungsprojektes ist bei 
aller Komplexität kein Selbst-

zweck. Sie soll bei richtigem Ver-
ständnis die kaufmännischen Prozesse 
begleiten und betriebswirtschaftlich 
notwendige Prozessoptimierungen da-
durch ermöglichen, dass rechtliche Bar-
rieren überwunden und Gestaltungs-
spielräume ausgeschöpft werden.

Am Beginn eines Optimierungsprojek-
tes steht die Analyse des Ist-Zustan-
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des. Sie sollte sich nicht nur auf die 
betriebswirtschaftliche Betrachtung 
beschränken. Viele im Alltag praktizier-
ten Verhaltensweisen, vorgefundene 
Strukturen oder fehlende Handlungsal-
ternativen haben ihre Ursachen nicht in 
mangelnder Phantasie der betroffenen 

Mitarbeiter oder des Managements. 
Rechtliche Rahmenbedingungen, deren 
historischen Wurzeln oft im Unterneh-
men nicht mehr bekannt sind, sorgen 
über viele Jahre hinweg dafür, dass 
bestimmte Strukturen, Abläufe oder 
auch Zustände sich verfestigen. Sollen 
diese im Rahmen eines Optimierungs-
projektes geändert, abgeschafft oder 
durch andere ersetzt werden, bedarf 
es zunächst einmal einer Bestandsauf-
nahme, ob diese rechtlichen Rahmen-
bedingungen überhaupt noch gelten 
bzw. für die Zukunft geändert werden 
können.

Wurde der Bestand an rechtlichen Rah-
menbedingungen ermittelt, muss vor 
dem Hintergrund der betriebswirt-
schaftlichen Analyse und Wertung des 
Ist-Zustandes sowie der daraus abge-
leiteten Änderungspotenziale und -be-
darfe identifiziert werden, welche der 
bestehenden rechtlichen Bedingungen 
änderungsbedürftig und -fähig sind.

Optimierung heißt 
Gestaltung

Die Optimierung von Prozessen setzt 
voraus, dass Veränderungen rechtlich 
zulässig sind. Auch außerhalb gesetz-
licher Vorgaben bestehen Normen, 
die sich einer einseitigen Änderung 
entziehen. Dies können beispielsweise 
abrechnungsrechtliche Vorgaben der 
Krankenversicherungen sein. Über die-
se nicht änderbaren Rahmenbedingun-
gen, die im Wege der Ist-Analyse identi-
fiziert werden müssen, hinaus besteht 
rechtlicher Gestaltungsspielraum, der 
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im Interesse der Prozessoptimierung 
genutzt werden muss.

Ist das Optimierungsprojekt auf das 
gesamte Unternehmen oder wesentli-
che Teilprojekte und nicht nur auf die 
Verbesserung eines kleinen Teilprozes-
ses gerichtet, sind regelmäßig mehrere 
Rechtsgebiete betroffen, die jeweils für 
sich eigenen Besonderheiten folgen.

Arbeitsrecht

So berührt die Veränderung von Ar-
beitsabläufen regelmäßig die Arbeits-
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Die optimale Gestaltung un-
ternehmerischer Prozesse ist 
nicht nur eine betriebswirt-
schaftliche Herausforderung. 
Prozessanalyse bedeutet 
auch rechtliche Analyse. 
Das gilt auch für die Einfüh-
rung und Strukturierung 
von Krankenhausinforma-
tionssystemen, Outsourcing 
sowie den Datenschutz. 
Erfolgreich umgesetzte Op-
timierungsvorhaben zeigen, 
dass der rechtlichen Aus-
gestaltung bereits in einer 
frühen Phase hinreichende 
Aufmerksamkeit gewidmet 
werden muss, um so vor 
späteren Überraschungen 
oder unliebsamen Verzöge-
rungen gewappnet zu sein.



organisation, die zeitliche Disposition 
der Mitarbeiter, hat Auswirkungen auf 
Weisungs- und Unterstellungsverhält-
nisse oder erfordert gar die Änderung 
von Stellenbeschreibungen und Arbeits-
verträgen. Dies alles berührt Fragen 
sowohl des Individualarbeitsrechtes als 
auch des kollektiven Arbeitsrechtes:

Bestehende Anstellungsverträge müs-
sen an die geänderten Arbeitsabläufe 
angepasst werden, sofern die Opti-
mierung nicht im Rahmen des Direk-
tionsrechtes des Arbeitgebers erfolgen 
kann. Ob dies der Fall ist, lässt sich 
durch eine eingehende Analyse der ge-
änderten Prozesse und der arbeitsver-
traglichen Grundlagen klären.

Die Änderung der Arbeitsorganisation 
führt zu der Frage, ob nicht mitbe-
stimmungsrechtlich relevante Tatbe-
stände betroffen sind. In diesen Fällen 
müssen Personalvertretung oder Be-
triebsrat rechtzeitig beteiligt werden. 
Dies bedarf der sorgfältigen Vorberei-
tung und rechtlichen Begleitung. Mit-
bestimmungsrechtliche Fehler können 
im Einzelfall dazu führen, dass ein be-
triebswirtschaftlich notwendiges oder 
sinnvolles Optimierungsprojekt nicht 
oder erst verspätet umgesetzt werden 
kann.

Gleichzeitig bieten Dienst- oder Be-
triebsvereinbarungen gerade bei grö-
ßeren Optimierungsprojekten die 
Chance, auf breiter Ebene nicht nur 
Mitarbeiter einzubeziehen, sondern 
vor allem auch allgemeine und verbind-
liche Regelungen für die betroffenen 
Mitarbeiter zu vereinbaren, ohne zu-
gleich jeden einzelnen bestehenden An-
stellungsvertrag in Individualverhand-
lungen ergänzen zu müssen.

Organisationsrecht- 
liche Auswirkungen

Prozessoptimierungen gehen über 
strukturelle Gegebenheiten hinweg. 
Dies kann zur Folge haben, dass orga-
nisatorische Änderungen in der Struk-
tur des Unternehmens bzw. Kranken-
hauses sinnvoll werden.

Die rechtlichen Anforderungen an er-
folgreiche Outsourcing oder Insour-
cing-Vorhaben sind mannigfaltig. Sie 
reichen von der Frage eines möglichen 
Betriebsüberganges und der damit 
verbundenen Informationspflichten ge-
genüber betroffenen Mitarbeitern bis 
hin zum Abschluss geeigneter IT-Ver-
träge mit externen Dienstleistern, die 
eine hinreichende Prozessqualität und 
-sicherheit gewährleisten müssen.

Informationsmanagement

Prozessoptimierungen setzen oftmals 
an der sinnvollen Erfassung, Verwal-
tung und Verarbeitung von Informatio-
nen an. Ineffiziente Abläufe sind häufig 
darauf zurückzuführen, dass die er-
forderlichen Informationen nicht, nicht 
vollständig oder nicht rechtzeitig ver-
fügbar sind. Auch eine mehrfach erfas-
ste Information ist auf die mangelhafte 
Transparenz des Informationsmanage-
ments zurückzuführen.

Je transparenter die Erhebung und Ver-
arbeitung von Informationen im Unter-
nehmen erfolgen, desto größer ist das 
Bedürfnis nach einer klaren rechtlichen 
Grundlage der Informationsverarbei-
tung. Die datenschutz- und informa-
tionsrechtlich korrekte Ausgestaltung 
der im Unternehmen und Krankenhaus 
anfallenden Daten ist eine anspruchs-
volle Aufgabe, die im Rahmen der Pro-
zessoptimierung laufend zu erfüllen 
ist. Eine nachträglich durchgeführte 
datenschutzrechtliche Prüfung führt 
oftmals zu dem Ergebnis, dass Erhe-
bungs- oder Verarbeitungsvorgänge 
unzulässig sind, obgleich eine frühzei-
tige datenschutzrechtliche Begleitung 
mit einfachen Mitteln rechtlich zuläs-
sige Prozessoptimierungen ermög-
licht hätte. In diesem Zusammenhang 
sind gerade auch Fragen des Arbeit- 
nehmerdatenschutzes von Bedeutung, 
die häufig nur dann gut gelöst wer-
den können, wenn geeignete Dienst-  
oder Betriebsvereinbarungen verhan-
delt und geschlossen werden.

Ressourceneinsatz

Prozessoptimierungen umfassen nicht 
zuletzt auch die Frage, in welchem 
Umfang und zu welchen Bedingungen 
externe Dienstleister oder Zuliefer-
unternehmen in den Arbeitsablauf 
einbezogen werden. Auch externe  
Unternehmen müssen sich spezifi-
schen Qualitätsanforderungen stellen.  
Die Überarbeitung bestehender Ver-
tragsbeziehungen oder auch der Ab-
schluss neuer Verträge gehört deshalb 
ebenfalls zu den rechtlich relevanten 
Themenfeldern.

RA Marcus Helfrich
FPS Fritze Paul Seelig

Garmischer Str. 35 
81373 München 
www.fps-law.de

Prof. Dr. Michael Greiling
Institut für Workflow-Management 

im Gesundheitswesen (IWiG)
An-Institut der Fachhoch-

schule Gelsenkirchen
Pröbstingstraße 50

48157 Münster
www.iwig-institut.de


